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Beschlussvorschlag:
Die Verwaltung unterstützt die Bürger*innen auf einem geeigneten Weg bei der 
Stellungnahme zum UVP-Verfahren zur Laufzeitverlängerung der belgischen Kernreaktoren  
Tihange 3 und Doel 4.
Hierbei wird die Möglichkeit der Stellungnahme leicht auffindbar und prominent auf der 
Homepage der Stadt Hagen präsentiert und eine entsprechende Mitteilung verfasst. 
Weiterhin wird die Einreichung schriftlicher Stellungnahmen von Bürger*innen bei der Stadt 
Hagen ermöglicht, sodass diese gebündelt und rechtzeitig an die zuständige Behörde 
übersandt werden können.
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An den Vorsitzenden                            Hagen, 2. Mai 2023 
des Ausschusses für  
Umwelt-, Klimaschutz und Mobilität 
Herrn Rüdiger Ludwig 
 
im Hause  

 
 
 
 

Bürgerbeteiligung erleichtern bezüglich der Laufzeitverlängerung  
der belgischen Kernreaktoren Tihange 3 und Doel 4 
 

 
 
Sehr geehrter Herr Ludwig,  
 
 
wir bitten um Aufnahme des og. Dringlichkeitsantrages für die nächste Sitzung des Ausschusses 
für Umwelt-, Klimaschutz und Mobilität gem. § 6 Abs.2 GeschO am 3. Mai 2023. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung unterstützt die Bürger*innen auf einem geeigneten Weg bei der Stellungnahme 
zum UVP-Verfahren zur Laufzeitverlängerung der belgischen Kernreaktoren Tihange 3 und Doel 4. 
Hierbei wird die Möglichkeit der Stellungnahme leicht auffindbar und prominent auf der Homepage 
der Stadt Hagen präsentiert und eine entsprechende Mitteilung verfasst. Weiterhin wird die 
Einreichung schriftlicher Stellungnahmen von Bürger*innen bei der Stadt Hagen ermöglicht, 
sodass diese gebündelt und rechtzeitig an die zuständige Behörde übersandt werden können. 
 
 
Begründung: 
 
Im Zuge der Laufzeitverlängerungen der Atomreaktoren Tihange 3 und Doel 4 in Belgien führt die 
zuständige Behörde eine grenzüberschreitende Umweltverträglichkeitsprüfung durch. Über dieses 
Verfahren hat die Stadt Hagen im Amtsblatt 15/2023 vom 21.04.2023 informiert. Es ist davon 
auszugehen, dass nur wenige Bürger*innen Notiz von dieser Mitteilung genommen haben. In 
Anbetracht der aktuellen Debatte um Atomenergie und die stetige latente Gefahr durch die 
störanfälligen belgischen Meiler ist es wünschenswert, dass eine Vielzahl an Hagener*innen die 
Möglichkeit hat, Stellung zum Weiterbetrieb der Anlagen zu beziehen, die in der direkten 
europäischen Umgebung verortet sind. 
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Dass eine Unterstützung der Bürger*innen auch außerhalb einer Mitteilung im Amtsblatt denkbar 
ist, bewies die Stadt Meerbusch 2018 bei der Verlängerung der Reaktoren Tihange 2 und Doel 3. 
Dort wurde über das Verfahren informiert und die Möglichkeit für die zentrale Abgabe von 
Unterschriftenlisten geschaffen.  
 
In der Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Klima und Mobilität am 3.5.2023 soll lediglich unter 
dem Tagesordnungspunkt „Mitteilungen“ über das Verfahren informiert werden. Die Relevanz der 
Thematik sollte eine tiefergehende Befassung der Politik mit der Möglichkeit der Antragstellung 
und Beschlussfassung im Ausschuss bedeuten. Die Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme 
besteht lediglich bis zum 20.06.2023, sodass eine Befassung und Umsetzung umgehend relevant 
sind. Digitale Stellungnahmen können ohnehin lediglich bis zum 20.05.2023 eingereicht werden, 
sodass die Dringlichkeit einer rechtzeitigen und umfassenden Information der Öffentlichkeit hier 
ebenfalls unterstrichen werden kann.  
 
 
 

 
 

Fleming Borchert 
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